
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 09.04.2024

Thema Bildung und Forschung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Graf, Maya (gp/verts, BL) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Flückiger, Bernadette

Bevorzugte Zitierweise

Flückiger, Bernadette 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Bildung und
Forschung, 2021 - 2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 09.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Bildung, Kultur und Medien
1Bildung und Forschung

1Berufsbildung

2Hochschulen

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
EU Europäische Union
PH Pädagogische Hochschule

CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

UE Union européenne
HEP haute école pédagogique

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2021 mit einer Motion von Martina
Munz (sp, SH), welche Freiwilligeneinsätze von Jugendlichen im Ausland fördern wollte.
Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) argumentierte für die Mehrheit der vorberatenden
WBK-SR, dass die Motion unnötig sei, da Organisationen, welche Austauschaktivitäten
von Jugendlichen anbieten, bereits heute über das Kinder- und
Jugendförderungsgesetz unterstützt würden. Darüber hinaus sei eine Schweizer
Teilnahme an einem EU-Programm aufgrund der schwierigen Beziehungen zwischen der
Schweiz und der EU derzeit unrealistisch. Dem entgegnete Maya Graf (gp, BL) für die
Kommissionsminderheit, dass mit der Schweizer Separatlösung zu Erasmus plus nur ein
sehr eingeschränktes Angebot für den Austausch im Freiwilligenbereich angeboten
werde. Insbesondere für Jugendliche, die über einen Berufsbildungsabschluss
verfügen, sei es fast unmöglich, einen solchen Austausch im Ausland durchzuführen.
Die kleine Kammer lehnte die Motion jedoch mit 26 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen
ab. 1

MOTION
DATUM: 06.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2022 befasste sich der Ständerat mit der parlamentarischen
Initiative Masshardt (sp, BE), welche die politische Bildung in der Berufsbildung stärken
wollte. Die WBK-SR hatte sich im Vorfeld mehrheitlich dafür ausgesprochen, der
Initiative keine Folge zu geben. Kommissionssprecherin Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU) erörterte, dass die Kommissionsmehrheit die Initiative ablehne, da die
politische Bildung bereits heute genügend in der beruflichen Grundbildung verankert
sei und damit schon vermittelt werde. Eine Minderheit wollte der Initiative hingegen
Folge geben: Maya Graf (gp, BL) entgegnete, dass das Parlament bereits im Rahmen des
aktuellen Legislaturprogramms der Stärkung der politischen Bildung zugestimmt habe,
es bestehe also bereits ein gesetzlicher Auftrag, den es nun zu erfüllen gelte.
Ausserdem liege die Berufsbildung durchaus auch in der Kompetenz des Bundes und
nicht nur in jener der Kantone; der Bund dürfe hier also durchaus aktiv werden.
Schliesslich zeigten verschiedene Studien, dass gerade in der Berufsbildung ein grosser
Nachholbedarf bei der politischen Bildung bestehe.
Die Mehrheit der kleinen Kammer folgte den Argumenten von Maya Graf jedoch nicht;
der Initiative wurde mit 22 zu 16 Stimmen keine Folge gegeben. Diese ist somit vom
Tisch. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat diskutierte in der Herbstsession 2023 darüber, Absolventinnen und
Absolventen der Berufsmaturität den prüfungsfreien Zugang zum Studium der
Primarstufe an der PH zu ermöglichen. Die Mehrheit der vorberatenden WBK-SR hatte
sich gegen eine entsprechende Motion des Nationalrates ausgesprochen, wie Matthias
Michel (fdp, ZG) berichtete. Michel argumentierte für die Kommissionsmehrheit, dass
die Aufnahmeprüfung für die PH, welche die Berufsmaturanden und -maturandinnen
bestehen müssen, kein Hindernis darstelle. Dies beweise der Anteil von 60 Prozent der
Studierenden an den PH, die über keine gymnasiale Matura verfügten. Folglich liege das
grösste Problem im Bereich des Lehrpersonenmangels nicht im Zugang zur Ausbildung,
sondern vielmehr bei Einstieg und Verbleib im Beruf. Jedoch werde die
Allgemeinbildung im Rahmen einer Berufsmaturität weniger stark gewichtet als bei der
gymnasialen Maturität; die entsprechende Lektionenzahl sei bei der Berufsmaturität
nur halb so gross, was die Ungleichbehandlung rechtfertige. Schliesslich solle zuerst der
Bericht in Erfüllung des vom Nationalrat bereits überwiesenen Postulats 22.4267
abgewartet werden. Maya Graf (gp, BL) vertrat die Kommissionsminderheit, die sich für
Annahme des Vorstosses einsetzte. Sie war der Ansicht, dass die sozialen Kompetenzen,
die Arbeitserfahrungen und das Allgemeinwissen, welche die Absolventinnen und
Absolventen der Berufsmaturität erworben hätten, «für den Eintritt in ein
pädagogisches Hochschulstudium [... ] und auch für die spätere Primarlehrpraxis
ausreichend» seien. Des Weiteren herrsche derzeit ein Ungleichgewicht zwischen
Personen, welche ab 28 oder 30 Jahren prüfungsfrei «sur dossier» in die PH eintreten
dürften und den Berufsmaturandinnen und Berufsmaturanden, die eine Prüfung
ablegen müssen. Zudem sei der Weg über die Aufnahmeprüfung nicht einheitlich

MOTION
DATUM: 18.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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geregelt, jede PH habe hierfür andere Kriterien. Der Ständerat lehnte die Motion in der
Folge mit 21 zu 19 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. 3

Hochschulen

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2021 mit der Forderung nach einer
Finanzierungsbotschaft für die Schweizer Teilnahme am EU-Austauschprogramm
Erasmus plus. Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) erläuterte im Namen der WBK-SR, dass
diese Sympathien für das Anliegen habe, jedoch mehrheitlich beantrage, die Motion
abzulehnen, da die geforderte Präsentation einer solchen Botschaft bis Ende
Wintersession 2021 nicht umsetzbar sei. Zudem liege seitens der EU noch kein
Verhandlungsmandat vor. Carlo Sommaruga (sp, GE), der einen Minderheitsantrag auf
Annahme der Motion gestellt hatte, sowie Maya Graf (gp, BL) waren anderer Meinung.
Sie verwiesen auf die Relevanz dieses Austauschprogramms für junge Erwachsene und
erinnerten daran, dass sich die Räte bereits für die Vollassoziierung der Schweiz
ausgesprochen hatten. Es liege am fehlenden Respekt gegenüber dem Entscheid des
Parlaments und am Mangel an politischem Willen seitens des Bundesrates, dass dieser
in diesem Dossier nicht vorangehe. Anders sei es nicht zu erklären, dass er
beispielsweise für das EU-Forschungsprogramm Horizon Europe bereits im Mai 2020
eine Finanzierungsbotschaft vorgelegt habe, obwohl dort vonseiten der EU auch kein
Verhandlungsmandat vorgelegen habe.
Nachdem Bildungsminister Parmelin noch einmal dargelegt hatte, weshalb es dem
Bundesrat derzeit nicht möglich sei, die geforderte Botschaft vorzulegen, lehnte die
kleine Kammer die Motion mit 23 zu 14 Stimmen bei 3 Enthaltungen ab. 4

MOTION
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB SR, 2021, S. 1202 f.
2) AB SR, 2022, S. 1217 ff.
3) AB SR, 2023, S. 782 ff.
4) AB SR 2021, S. 1397 ff.
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